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Miriam Cahn, Basler Künstlerin
von Weltruf, will ihre Bilder
wegen derCausa Bührle aus dem
Kunsthaus Zürich zurückziehen.
In einem offenen Brief schreibt
die 72-Jährige, dass sie als Jüdin
nichtmehr imKunsthaus vertre-
ten sein wolle und deshalb ihre
Bilder «zum Originalpreis des
Ankaufs zurückkaufen» werde.

Cahn reagiert damit auf eine
Medienkonferenz des Kunsthau-
ses und der Stiftung E. G. Bührle
von vergangenerWoche. An die-
semAnlass beharrten Kunsthaus
und Bührle-Stiftung auf ihren
Positionen undwiesen Kritik am
Dokumentationsraumundander
Provenienzforschung zurück.

Besonders hoheWellen schlu-
gen Äusserungen von Bührle-
Stiftungs-Präsident Alexander
Jolles: Der Jurist, der sich seit
vielen Jahren mit Restitutions-
fragen beschäftigt, erklärte an
der Medienkonferenz vor einer
Woche, dass alle Ansprüche auf
Bilder aus derBührle-Sammlung
verjährt seien.Und dass nicht je-
des Rechtsgeschäft, das ein jüdi-
scher Emigrant in der Schweiz,
in den USA oder in einem ande-
ren nicht besetzten Gebiet wäh-
rend des Zweiten Weltkriegs
getätigt habe, «primär einmal als
verfolgungsbedingt erzwungen
betrachtet werden kann».

Vielmehr müsse zur Kenntnis
genommenwerden,dass eswäh-
rend der Zeit des Zweiten Welt-
kriegs auch «einen ordentlichen
Handel» gegeben habe. «Millio-
nen von Leuten haben im Krieg
gelitten, haben ihr Leben ver-
loren, haben ihr Hab und Gut
verloren, aber Millionen haben
weitergelebt und in einem or-
dentlichennormalenHandelwei-
tergelebt, in der Schweiz und an-
derswo. Das muss auch berück-
sichtigt werden», sagte Jolles.

«Dummer Leihvertrag»,
«billiger Ablasshandel»
Auf diese Äusserungen von Ale-
xander Jolles reagiert nun die
Künstlerin Miriam Cahn. Als
Jüdin denke sie nicht daran, «den
üblen Inhalt dieser Bemerkun-
gen von Herrn Jolles zu ent-
schlüsseln – erkläreAntisemiten
niemals ihrenAntisemitismus!».
Cahn kritisiert aber an Jolles’
Äusserungen den Gebrauch von
antisemitischen Stereotypen:
«Aha? Gestorben? Nicht ermor-
det? Und Juden können es schon
immer in Handel- und Geld-
geschäften?»

Miriam Cahns Kritik gilt im
Weiteren der «undurchsichtigen
Gemengelage zwischen Kunst-
haus, Stadt, Bührle-Stiftung und
Wissenschaft», die zu einem
«dummen Leihvertrag» geführt
habe. Den Leihvertrag, der 2012
abgeschlossen wurde, bezeich-
net sie als «billigen Ablasshan-
del» der Bührles, die von ihren
Waffendeals ablenken und die
Herkunft des Geldes, das für den
Kauf der Bilder eingesetzt wor-
den sei, vertuschen wollten. Im
Unterschied zumKunsthaus Zü-
rich hätten die Kunstmuseen Ba-
sel und Bern einen vorbildlichen
Umgang mit Raub- und Flucht-
kunst sowie NS-Verfolgungs-
bedingten Vermögensverlusten
gefunden, schreibt Cahn weiter

und gibt zu bedenken: «Kunst
kaufenwäscht nichtweiss! Kunst
sammeln macht nicht zum bes-
seren Menschen.»

BjörnQuellenbergvomKunst-
haus Zürich erklärt auf Anfrage,
das Kunsthaus selbst habe noch
keinen Brief vonMiriamCahn er-
halten. Dennoch äussert sich
Quellenberg zu Cahns offenem
Brief und kommentiert ihn wie
folgt: «Weder Frau Cahn noch

andere Künstlerinnen oder
Künstler haben dem Kunsthaus
dieAbsicht eines ‹Rückzugs›mit-
geteilt. EinWerk, das demKunst-
haus verkauft worden ist und
sich im Eigentum der Zürcher
Kunstgesellschaft befindet, kann
nicht ‹zurückgezogen›werden.»

Entgegen einer Aussage von
Quellenberg, das Zürcher Muse-
umbesitze nur ein Bild vonMiri-
am Cahn, teilt die Künstlerin auf
Anfragemit, das Kunsthaus habe
mindesten drei Arbeiten von ihr
in seiner Sammlung. Neben der
Arbeit «Handelsschiff» von 1982,
die sich im Onlinekatalog des
Kunsthauses findet, befindet sich
in derKunsthaussammlung auch
noch ein Video, das in einerAus-
stellung im neuen Kunsthaus-
Erweiterungsbau zu sehen ist.
Zudem eine grosse Rauminstal-

lation mit mehreren Zeichnun-
gen, die ungefähr um das Jahr
1990 im Kunsthaus ausgestellt
war und dann angekauft wurde.

Entschuldigung für
«Ungeheuerlichkeit»
Alexander Jolles weist die Kritik
vonMiriamCahn an seinenÄus-
serungen aufAnfrage zurück: Er
sei sich «nicht bewusst,mich an-
tisemitisch geäussert zu haben».
Falls dieser Eindruck entstanden
sein sollte, «würde ich dies sehr
bedauern», schreibt Jolles. Er
hege keine antisemitische Gesin-
nung und «stehe der jüdischen
Gemeinschaft mit grösstem
Respekt und demHolocaust mit
Entsetzen gegenüber».

Zudem betont Jolles, dass er
in seinen umstrittenen Äusse-
rungen von den Menschen und

nicht von den Juden imKrieg ge-
sprochen habe. «Ich wollte da-
mit bloss sagen, dass aus heuti-
ger Sicht nicht jede wirtschaft-
liche Transaktion während der
Kriegszeit per se als verdächtig
gelten kann, sondern dass es da-
rum geht, in jedem Einzelfall zu
beurteilen, ob Umstände vor-
lagen, die im konkreten Fall
verfolgungsbedingt waren.» In
jedem konkreten Fall müsse
geprüftwerden, «ob eine Trans-
aktion, ein Verkauf, zu gerecht-
fertigten oder unter zwangswei-
sen und wirtschaftlich nicht re-
gulären Bedingungen» erfolgt
sei. «Sollte jemand aus dieser
Feststellungden falschenSchluss
gezogen haben, ich sei antisemi-
tisch, würde ich dies im höchs-
tenMasse bedauern», soAlexan-
der Jolles.

Miriam Cahn ist mit ihrer Kritik
am Kunsthaus und an der Bühr-
le-Stiftung nicht allein. Auch der
Schweizerische Israelitische Ge-
meindebund (SIG) reagierte ver-
gangene Woche empört. An der
Medienkonferenz sei «eine teil-
weise sehr verzerrte Darstellung
der historischen Tatsachen prä-
sentiert»worden, schrieb derSIG.
Dies sei eine «wenig konstrukti-
ve und unnachgiebige Haltung»
und für den SIG «erschreckend».

Noch schärfer kritisiert wird
das KunsthausvonderOrganisa-
tion Jüdische Stimme für Demo-
kratie undGerechtigkeit in Israel/
Palästina (JVJP).DerOrganisation
gehören gemäss eigenerDarstel-
lungNachkommenvon Familien
an, «die viel Leid durch den
Holocaust und damalige antise-
mitische behördliche Handlun-
gen in derSchweiz erlebt haben».

Wie der SIG kritisiert auch die
JVJP die Äusserungen von Bühr-
le-Stiftungs-PräsidentAlexander
Jolles. Eine «Ungeheuerlichkeit»
findet die JVJP vor allem Jolles’
Aussage, während des Zweiten
Weltkriegs habe es keine staat-
liche Verfolgung in der Schweiz
gegeben. «Tatsache ist, dass die
jüdischen Gemeinden selbst für
die Flüchtlinge aufkommen, dass
ihreMitglieder zur Finanzierung
eine staatlich verordnete Pflicht-
steuer leistenmussten», schreibt
die JVJP in ihrem offenen Brief.
Sie fordert Stadtpräsidentin
Corine Mauch und das Kunst-
haus zu einer öffentlichen Ent-
schuldigung und zu internen
Konsequenzen auf.

CorineMauchwill im Januar
ihre Haltung darlegen
Stadtpräsidentin Corine Mauch
will sich zu den Forderungen der
jüdischen Organisationen und
Miriam Cahns Abzugsankündi-
gung vorerst nicht äussern: Sie
stehemit den jüdischen Organi-
sationen «in einem stetigen und
konstruktiven Austausch». Im
Anschluss an die Medienkonfe-
renz von vergangener Woche
habe die Stadt ein Treffen zwi-
schen dem Schweizerischen Is-
raelitischen Gemeindebund und
dem Präsidenten der Zürcher
Kunstgesellschaft als Trägerin
des Kunsthauses vermittelt. Die-
sesTreffen findet im Januar statt,
teilt Mauch auf Anfrage mit.

Von Miriam Cahns Absicht,
ihre Werke aus dem Kunsthaus
zurückzuziehen, hat die Stadt-
präsidentin gestern aus denMe-
dien erfahren. Sie könne sich im
jetzigen Zeitpunkt dazu nicht
äussern. Den Bührle-Präsiden-
ten Alexander Jolles will Mauch
«persönlich auf seineÄusserun-
gen ansprechen und ihm meine
Haltung darlegen».

Antisemitismus habe in Zü-
rich «keinen Platz», schreibt Co-
rineMauch. Zudem sei historisch
belegt, dass die Schweiz imZwei-
ten Weltkrieg keineswegs ein-
fach ein «sichererHafen» für die
Verfolgten des Naziregimeswar.
«Viele jüdische Flüchtlinge wa-
ren zurWeiterreise gezwungen,
sie wurden teilweise interniert,
waren oftmals lediglich ‹tole-
riert› und lebten häufig in wirt-
schaftlich prekären Situationen.
Mit diesen dunklen Seiten unse-
rer Geschichte müssen wir uns
auseinandersetzen», so die Zür-
cher Stadtpräsidentin.

Künstlerin will ihreWerke zurück
Streit um Bührle-Sammlung Die Schweizerin Miriam Cahnmeldet sich in einem offenen Brief
zum Streit um die Bührle-Sammlung im Kunsthaus Zürich zuWort.
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Möchte ihre Werke vom Kunsthaus «zurückkaufen»: Die Basler Künstlerin Miriam Cahn. Foto: Adrian Moser

Die international renommierte
Schweizer Künstlerin Miriam
Cahn will ihreWerke aus dem
Zürcher Kunsthaus abziehen.
Das ist verständlich – nach den
Ereignissen von vergangener
Woche: Juden hätten während
der Zeit des ZweitenWeltkriegs
in der Schweiz nicht um ihr
Leben bangen müssen, erklärte
Alexander Jolles, Präsident
der Bührle-Stiftung, an einer
Medienkonferenz.

Was Jolles sagte, war entlar-
vend: Neben all dem Leid des
ZweitenWeltkriegs habe es
in der Schweiz und anderswo
auch noch «ordentlichen
Handel» gegeben, meinte er.
Insofern könne nicht jedes
Geschäft mit jüdischen

Emigranten als verfolgungs-
bedingt erzwungen gelten.

Mit seinen Äusserungen verwe-
delte Jolles, in welcher Notlage
und in welcher Angst die Juden
in der Zeit des ZweitenWelt-
kriegs lebten. Und wie dies
unter anderem den Verkaufs-
preis von Kunstwerken be-
stimmt haben muss. Auch in
der Schweiz.

Die Äusserungen des Bührle-
Präsidenten stehen quer in
unserer Zeit, in der die Verant-
wortung gegenüber der Ge-
schichte des Nationalsozialis-
mus auch im Kunstkontext
verstärkt wahrgenommen wird.
Etwa beim Kunstmuseum
Bern, das zuletzt von sich aus

beschlossen hat,Werke aus der
Gurlitt-Sammlung zurück-
zugeben, die ehemals jüdische
Besitzer hatten.

Jolles’ Auftritt vor den Medien
war ein befremdliches Déjà-vu
mit einer beschönigenden
Geschichtsauffassung, die man
zwei Jahrzehnte nach Ab-
schluss des Bergier-Berichts
endgültig überwunden glaubte.

Insofern ist es verständlich,
dass jüdische Organisationen
in Stellungnahmen äusserst
scharf auf dieWorte von Jolles
reagierten. Und dass Miriam
Cahn als Künstlerin und Jüdin
ihreWerke nun nicht mehr
in einem Museum zeigen will,
dessen Trägerschaft einen

langjährigen Vertrag mit
der Bührle-Stiftung eingegan-
gen ist.

Cahn setzt mit ihremAbzugs-
versuch das Kunsthaus, die
Bührle-Stiftung und die Stadt
Zürich unter Druck. Auchwenn
derAbzugwohl kaum umge-
setzt werden kann,weil ihr die
Werke im Kunsthaus nicht mehr
gehören. Der Protest der Künst-
lerin hat dennoch Signalwir-
kung. Und das ist zu begrüssen.
Denn erfahrungsgemäss bewegt
sich am grössten Schweizer
Kunstmuseum in Sachen Auf-
klärung und Transparenz nur
dann etwas,wenn in der Öffent-
lichkeit interveniert wird.
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